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Zielsetzung und Fragestellung 
„Das Rathaus als Nazikaschemme – Die Nazis als Angreifer“ – So betitelte der „Volksfreund“ in seiner 

Ausgabe vom 12. Mai 1931 seine Berichterstattung zu der Karlsruher Rathausschlacht und gab somit, 

wie zu erwarten, auch den Ton für den Rest des Artikels vor. „Der Führer“ wiederrum sprach in seiner 

Berichterstattung von einem „Hetzfeldzug mit raffinierter Verdrehungskunst“ gegen die 

Nationalsozialisten.1  

Wie wir Ereignisse und unsere Welt um uns herum wahrnehmen ist eng damit verknüpft, wie sie uns 

präsentiert werden, an welchen Quellen wir uns bedienen und welche Werte uns wichtig sind. Konkret 

geht es in dieser Arbeit, um das Ereignis der Karlsruher Rathausschlacht vom 11. Mai 1931 und darum, 

einen Einblick zu erhalten darüber, wie ein Ereignis dieser Art wahrgenommen und in einer politisch 

so schwierigen Zeit auch für die eigenen Ziele und Interessen ausgeschöpft und missbraucht wurde.

  

Es soll aber auch darum gehen, wie die Rathausschlacht in das gesamtpolitische Geschehen der 

Republik und als Teil des weiteren geschichtlichen Verlaufes zu verstehen und einzuordnen ist.   

Als ein Ereignis nur wenige Jahre vor der Machtübernahme Hitlers, fand die Rathausschlacht zu einer 

Zeit statt, in der der Weg in die Diktatur und in einen verbrecherischen Unrechtsstaat, wie ihn die 

Weltgeschichte noch nie gesehen hatte, bereits zu großen Teilen vorprogrammiert war. Daher ist es 

von großer Wichtigkeit, dass wir uns den Umständen und Bedingungen, welche dies ermöglichten 

bewusst werden, und uns auch klar machen, dass diese Entscheidungen und Umstände nicht nur in 

Berlin stattfanden.  

Der Weg in das Dritte Reich war nur möglich, da es in allen Teilen der Republik und auf jeder Ebene 

flächendeckende und weit verbreitete antidemokratische Sentiments gab. Man vergisst schnell, dass 

auch in Karlsruhe Juden und andere Minderheiten verfolgt und deportiert wurden, SA-Aufmärsche 

stattfanden und Hakenkreuzfahnen am Rathaus hingen - in Gebäuden und auf Straßen, in denen heute 

ganz normale Leute wohnen oder Geschäfte sind. So gilt es auch für die Rathausschlacht, welche im 

selben Rathaus stattfand, dass heute noch am Marktplatz steht und wo heute noch 

kommunalpolitische Entscheidungen getroffen werden.   

Daher ist das zentrale Thema dieser Arbeit, inwiefern Karlsruhe als Stadt zum Weg in die 

Nationalsozialistische Schreckensherrschaft beitragen hat und inwiefern die Geschehnisse in Karlsruhe 

denen in anderen Teilen der Republik entsprachen. Dabei wird es vor allem um die Karlsruher 

Rathausschlacht und ihre Wahrnehmung in der Presse, die persönlichen Schicksale einzelner 

Beteiligter und die Rolle, die die Rathausschlacht in ihrem Leben gespielt hat gehen.  

 

                                                             
1 Aus „Der Führer“ vom 22. Mai 1931, Seite 9. 
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Die Rathausschlacht 
Die Karlsruher Rathausschlacht war eine gewaltvolle Auseinandersetzung, welche sich am 11. Mai 

1931 im Karlsruher Gemeinderat nach einer ausgearteten Haushaltssitzung, zwischen Mitgliedern 

der KPD und NSDAP Fraktion abspielte. 

 

Situation im Reich 
Zur korrekten Einordnung der Rathausschlacht als historisches Ereignis ist es von großer Bedeutung, 

dass man die politische und gesellschaftliche Situation in Baden und des Reiches zu Beginn der 1930er 

Jahre versteht.   

In diesem Zeitraum war Deutschland, wie auch viele andere Staaten, von den Auswirkungen der 

Weltwirtschaftskrise betroffen. Insbesondere der Zusammenbruch der New Yorker Börse am 25. 

Oktober 1929, dem sogenannten „Schwarzen Freitag“, hatte sich in Deutschland stark bemerkbar 

gemacht. Die Arbeitslosigkeit erhöhte sich schlagartig von 1,3 Mio. im September 1929 auf über 3 Mio. 

im September des Folgejahres. Anfang 1933 waren sogar ein Drittel der Arbeitnehmer ohne 

Beschäftigung. Eine derart hohe Quote, war mit keinem anderen Industrieland dieser Zeit 

vergleichbar.2  

Eine weitere direkte Konsequenz der Wirtschaftskrise war die zunehmende Handlungsunfähigkeit der 

Politik, welche vor allem mit einer wachsenden Radikalisierung innerhalb der Bevölkerung, und somit 

auch innerhalb der Politik zusammenhing. Diese Radikalisierung spiegelte sich auch in den 

Parlamenten wieder, wodurch regierungsfähige Koalitionen unmöglich wurden. Die Folge war ein 

Prozess der Verlagerung der politischen Macht weg vom Parlament und hin zum Reichspräsidenten. 

Das Ergebnis waren sogenannte Präsidialkabinette, welche unabhängig von den politischen 

Verhältnissen innerhalb des Parlaments durch den Reichspräsidenten ernannt und entlassen werden 

konnten. Diese Präsidialkabinette waren dazu befugt, Gesetzesentwürfe mittels Notverordnungen des 

Reichspräsidenten auch ohne Zustimmung des Parlamentes durchzusetzen.   

Nach weiteren Konflikten zwischen dem Reichstag und dem Reichspräsidenten zusammen mit dem 

Kabinett, wurde der Reichstag infolgedessen im Juli 1930 vom Reichspräsidenten auf Wunsch von 

Brüning aufgelöst.3   

Die Auflösung des Reichstags brachte zudem katastrophale Folgen für die Wahl im September 1930 

                                                             
2 Vgl. Kolb, Eberhard, “Die Weimarer Republik – Auflösung und Zerstörung der Republik 1930-1933“, München 
1998, S. 107 f., 119-121.  
3 Vgl. Mallinckrodt, Rebekka von: “Präsidialkabinett” Deutschen Historisches Museum, abgerufen am 26. 
Februar 2017 unter www.dhm.de/lemo/kapitel/weimarer-republik/innenpolitik/praesidialkabinette. 
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und zugleich große Erfolge für die radikalen Parteien mit sich. Die KPD konnte ihre Fraktion von 54 auf 

77 Sitze vergrößern und die NSDAP gewann 107 der 577 verfügbaren Sitze, 95 mehr als zwei Jahre 

zuvor. Die Bildung einer mehrheitsfähigen Regierung demokratischer Kräfte war durch diese 

Verhältnisse nicht mehr möglich.4  

Die Kombination aus einer allgemeinen Unzufriedenheit in der Bevölkerung und politischer Instabilität, 

zu großen Teilen auch durch die Verfassung bedingt, bereitete den idealen Nährboden für radikale und 

demokratiefeindliche Sentiments und Bewegungen. Allen voran die NSDAP nutzte diese Bedingungen 

aus und präsentierte sich als Retter und Verfechter derer, die unter den bisherigen Umständen gelitten 

hatten sowie als Gegner des bestehenden Systems. Dadurch konnte sich die NSDAP innerhalb weniger 

Jahre von einer Randpartei in der politischen Bedeutungslosigkeit zu der mitgliederstärksten Partei der 

Republik entwickeln.5   

Auch außerhalb der Parlamente spannte sich die politische und gesellschaftliche Situation zunehmend 

an. Es bildeten sich politische Bündnisse und paramilitärische Gruppierungen, welche sich zum Teil 

heftige Straßenkämpfe lieferten. Ein prominentes Beispiel eines solchen Ereignisses waren die 

Ausschreitungen am 17. und 18. Oktober 1931 in Braunschweig. Die von Adolf Hitler organsierte 

Veranstaltung wurde von mehreren zehntausend SA und SS Mitgliedern besucht und sorgte für 

schwere Auseinandersetzungen zwischen Teilnehmern des Aufmarsches und Kommunisten. Während 

der Ausschreitungen wurden 61 Personen verletzt und zwei Personen kamen ums Leben.6 

 

Quellenlage 
Da die Rathausschlacht im Rahmen einer normalen Haushaltssitzung des Gemeinderats am 11. Mai 

1931 stattfand, konnte sie seitens der Stadt sorgfältig dokumentiert werden. Dadurch muss man sich 

nicht auf die teils sehr subjektiven Berichte einzelner Stadträte oder Zeugen und der verschiedenen 

Zeitungen verlassen.  

 

                                                             
4 Vgl. Deutscher Bundestag, „Reichstagswahlergebnisse und Mandate in der Weimarer Republik“, abgerufen 
am 26. Februar 2017 unter: 
www.bundestag.de/blob/190456/f8d637d1039a06a614cff0264f8b5d10/reichstagswahlergebnisse-data.pdf. 
5 Vgl. Kolb, Eberhard, „Die Weimarer Republik – Auflösung und Zerstörung der Republik 1930-1933“, S. 107, 
127. 
6 Vgl.  Kalshoven, Hedda, „Ich denk so viel an Euch: ein deutsch-holländischer Briefwechsel 1920-1949“, 
München 1995, S. 123.  
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„Tumulte in Sitzungen“ – Die Rathausschlacht nach Akten des 

Stadtarchivs 

Laut eines Berichtes der Stadt verlief die Sitzung des Gemeinderates, welche um 16.00 Uhr begann, 

zunächst relativ ruhig und ohne große Auffälligkeiten. Nachdem die Redezeiten, welche den einzelnen 

Parteien zustanden festgelegt, sowie die Tagesordnung über eine namentliche Abstimmung 

beschlossen wurde, erhielt Stadtrat Kramer, Stadtrat der NSDAP, das Wort.  Als Reaktion auf den 

Redebeitrag, welcher im genauen Wortlaut nicht genannt wird, machte sich laut Protokoll hörbarer 

Empörung innerhalb der Fraktion der KPD, sowie der Galerie bemerkbar. Die Drohung des 

Vorsitzenden, die Galerie zu räumen, sollten die Zwischenrufe nicht aufhören, sowie die Ermahnung 

an die KPD Fraktion erwies sich als wirkungslos.  

 Die Situation, welcher der Vorsitzende offensichtlich nicht mehr mächtig war, geriet schließlich völlig 

außer Kontrolle, als Stadtrat Kramer die Mitglieder der KPD als Reaktion auf ihre Zwischenrufe als 

„Verbrechergesindel“ bezeichnete. Dies hatte zur Folge, dass Teile der KPD-Fraktion sich in Richtung 

des Rednerpultes bewegten. Aufgehalten wurden sie durch einige Mitglieder der NSDAP, welche sich 

ihnen zum Schutz von August Kramer in den Weg stellten. Die Konfrontation eskalierte nach kurzer 

Zeit zu einer gewaltvollen Auseinandersetzung, woraufhin die Sitzung durch den Vorsitzenden 

unterbrochen wurde. Der Konflikt, der nur durch das Eingreifen der Polizei aufgelöst werden konnte 

und die Verhaftung mehrerer Stadträte zur Folge hatte, hat den Saal zudem in einen „unbrauchbaren 

Zustand“ versetzt, in welchem „Die Tische [...] ungeordnet durcheinander [lagen] und die weitaus 

größte Zahl der Stühle [zerstört waren]“.7 Laut einem Bericht der Stadt bezifferten sich die 

angerichteten Schäden auf 2360 RM, welche sich zum größten Teil aus Reparatur- und Ersatzkosten 

für die insgesamt 62 beschädigten Stühle zusammensetzten.8a  

Um 18.30 Uhr, ungefähr eine Stunde nachdem die Auseinandersetzungen ausgebrochen waren, wurde 

die Sitzung durch den Vorsitzenden wieder eröffnet. Als erster Redner meldete sich Hermann Böning, 

Stadtrat und Landtagsabgeordneter der KPD, zu Wort. Böning protestierte gegen die Verhaftung 

mehrerer Mitglieder seiner Fraktion und beschimpfte zudem die Fraktion der NSDAP. 9 Der Vorsitzende 

wies daraufhin den Vorwurf Bönings, dass er nichts gegen die Beleidigungen seitens der NSDAP gegen 

die KPD unternommen habe, zurück.   

Anschließend befassten sich die Stadträte wieder mit dem eigentlichen Thema des Haushaltes und der 

Bürgersteuer. Dennoch blieb Stimmung angesichts der vorherigen Ereignisse weiterhin angespannt 

                                                             
7 Vgl. StadtAK 1/H-Reg/795 “Tumulte in Sitzungen” S. 1-11: „Protokoll der Sitzung vom 11. Mai 1931“.  
8 Vgl. ebd. S.15: „Beschädigungen im Bürgersaal bei der Bürgerausschußsitzung am 11.5.31“. 
Ein Bild der verstörten Stühle ist im Anhang unter „a“ zu finden. 
9 Interessanterweise wurde Böning an diesem Tag selbst nicht verhaftet, obwohl er laut einigen 
Zeugenaussagen einer der aktivsten Teilnehmer an den Auseinandersetzungen war. Ein Grund hierfür ist aus 
den verwendeten Quellen nicht ersichtlich. 
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und der weitere Verlauf der Sitzung zeichnete sich insbesondere durch Provokationen und 

Zwischenrufe von Böning aus. Auf einen von Stadtrat Töpper eingebrachten Antrag reagierte Böning 

mit starker Opposition und kündigte eine „scharfe Obstruktion“ an. Nachdem er den NSDAP Stadtrat 

Stäbel wiederholt unterbrochen hatte und zweimal zur Ordnung gerufen werden musste, antwortete 

er unter anderem mit dem Satz „Raus mit dem Hund!“10 Der Vorsitzende drohte daraufhin, Böning das 

Wort zu entziehen. Böning zeigte sich jedoch davon unbeeindruckt, setzte seine Beleidigungen fort 

und verließ schließlich, nachdem er zum dritten Mal zur Ordnung gerufen werden musste, mit dem 

Rest seiner Fraktion den Saal.  

Der Vorsitzende ließ nun in Abwesenheit der KPD Fraktion sowie fast der gesamten NSDAP Fraktion, 

die in der Zwischenzeit auch den Saal verlassen hatte, eine Abstimmung über zwei der eingereichten 

Anträge abhalten. Durch dieses Vorgehen erntete der Vorsitzende viel Kritik von dem kurz nach der 

Abstimmung wieder erschienen Böning. Dieser behauptete nicht über die Abstimmung informiert 

worden zu sein. Der Vorsitzende wies auch diese Vorwürfe zurück und beendete die Sitzung mit der 

Verkündung der Ergebnisse.11  

 

Auswirkungen und Folgen 
Als direkte Folge für die Beteiligten der Rathausschlacht gab es zwei getrennte Verfahren. Zum einen 

wurden Strafverfahren wegen Körperverletzung und Sachbeschädigung gegen die Beteiligten 

eingeleitet. Zusätzlich entstand auch ein Verlangen der Stadt, die Kosten der entstandenen Schäden 

zu decken. 

 

Verlangen der Stadt 
In einem Schreiben des Oberbürgermeisters am 13. Mai 1931, nur wenige Tage nach den Ereignissen 

im Karlsruher Stadtrat, wurden, wie zuvor schon beschrieben, zunächst die entstandenen Schäden 

beziffert.12b  

Der Oberbürgermeister legte in einem Beschluss vom 23. Mai 1931 fest, dass die entstandenen 

Schäden von den 20 Einzelpersonen, welche von der Kriminalpolizei als Beteiligte an der Schlacht 

eingestuft wurden, getragen werden sollten. Wie die Zahlungen unter den Betroffenen aufgeteilt 

werden sollten, sollte zunächst von den Betroffenen selbst entschieden werden.13c Kurz darauf wurden 

                                                             
10 „Tumulte in Sitzungen“ S. 8: „Protokoll der Sitzung vom 11. Mai 1931“. 
11 Vgl. ebd. S. 10: Protokoll der Sitzung vom 11. Mai 1931. 
12 Die Berechnung der entstandenen Schäden ist im Anhang unter „b“ zu finden. 
13 Vgl. ebd. S. 47 f.: Liste der beteiligten Personen.  
Die Liste der Beteiligen ist im Anhang unter „c“ zu finden. 
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jedoch zur Deckung der Kosten die Aufwandsentschädigungen der Stadträte verpfändet, eine 

Maßnahme, die insbesondere bei Hermann Böning für großes Entsetzten sorgte. Er behauptet „Der 

Oberbürgermeister habe das Bedürfnis, sich lächerlich zu machen und schäme sich nicht, 39 RM bei 

einem Straßenbahnschaffner [gemeint ist Stadtverordneter Bertold Riedinger] einzubehalten“.14 

Zudem behauptet Böning, dass der Wert der Stühle deutlich zu hoch berechnet sei, da die Stühle nach 

20 Jahren Einsatz eine deutliche Wert- und Zustandsminderung durchgemacht hätten. Dies habe man 

auch beim Zuschlagen merken können.   

Widerstand gegen den Beschluss regte sich aber auch aus der Fraktion der NSDAP. Stadtrat Riedner 

bemängelte, dass die Stadt Schadenszahlungen forderte ohne dass eine Schuld durch ein 

Gerichtsverfahren festgestellt worden war. Er forderte daher, zuerst die Gerichtsverhandlungen 

abzuwarten. Ähnlicher Meinung war auch Stadtrat Schindler.  

Der Vorsitzende genehmigte eine Abstimmung über die Entscheidung des Oberbürgermeisters, die 

Aufwandsentschädigungen der Stadträte zur Deckung der Schäden zu pfänden. Der Antrag, die 

Maßnahmen des Oberbürgermeisters zuzulassen wurde angenommen.15  

Wie zu erwarten, folgten unzählige Beschwerden seitens der Stadträte und teilweise auch ihrer 

Anwälte an den Oberbürgermeister und an den Landeskommissar. Darin wurde gefordert, die 

Verpfändung der Aufwandsentschädigungen einzustellen. Die Forderungen stießen jedoch auf wenig 

Erfolg. Laut dem Oberbürgermeister genügte es schon, das Verhalten anderer Täter zu billigen und 

nichts dagegen zu unternehmen um zumindest wegen „intellektueller Mitwirkung“ zur Rechenschaft 

gezogen zu werden.16d Zudem ist anzumerken, dass das Oberlandesgericht Karlsruhe bereits am 17. 

Februar 1931 aufgrund eines sehr ähnlichen Vorfalls im Gemeinderat Lörrach beschlossen hatte, dass 

die Pfändung von Aufwandsentschädigungen zulässig ist.17 e  

Die Einwände stammten allen voran von Hermann Böning und dem Stadtverordneten und Mitglied der 

NSDAP Ludwig Streit. Böning und Streit wurden später als die beiden Hauptverantwortlichen der 

Rathausschlacht verurteilt. 

 

Strafprozess  
Im Zuge des Strafverfahrens wurden über ein Dutzend Zeugenaussagen von unterschiedlichen 

Personen gesammelt. Bei den Personen handelte es sich zu einem großen Teil um Angestellte und 

Beamte der Stadt und Einzelpersonen, welche sich alle während der Schlacht im Saal oder der Galerie 

                                                             
14 Ebd. S. 90: Protokoll der Stadtratssitzung vom 28. Mai 1930. Vortrag des Stadtrats Böning, Seite 2 f. 
15 Vgl.  ebd. S. 98: Protokoll der Stadtratssitzung vom 28. Mai 1930. Vortrag des Stadtrats Böning, Seite 8. 
16 Vgl. ebd. S. 104: Schreiben des Bürgermeisteramts an Herrn Ludwig Streit vom 1. Juni 1931.  
Ein Teil des Schreibens ist im Anhang unter „d“ zu finden.  
17 Vgl. ebd. S. 178: Aktenvermerk zum Schreiben des Landeskommissars an Stadtrat Böning vom 16. Juni 1931. 
 Der Aktenvermerk ist im Anhang unter „e“ zu finden. 
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aufhielten. Obwohl die Aussagen sich in Teilen widersprachen, war eine immer wiederkehrende 

Beobachtung die, dass Hermann Böning eine aktive Rolle während der Auseinandersetzungen 

eingenommen hatte. Von den insgesamt 17 Personen, die Aussagen gemacht haben, bestätigten 

sechs, gesehen zu haben, wie Böning mit einem Stuhl auf andere Stadträte einschlug. Drei weitere 

gaben an, eine Person dessen, Namen sie nicht kannten, dabei beobachtet zu haben.18  

In der nächsten Sitzung des Stadtrates am 21. Mai 1931 kündigte der Vorsitzende einige Maßnahmen 

als Reaktion auf die Ausschreitungen der vorherigen Sitzung an. Zunächst hieß es, dass der Vorsitzende 

bereits einen Strafantrag gegen die beteiligten Personen gestellt habe. Dabei handelte es sich nicht 

nur um Strafanträge gegen Mitglieder des Stadtrates, sondern auch gegen Personen, welche „nicht 

zum Bürgerausschuss gehörten und nach Zeugenaussagen während der Unruhen in den Rathaussaal 

eingedrungen seien“. 19  

Am 11. Juli 1931 wurde das Strafverfahren gegen insgesamt 23 Personen von der Badischen 

Staatsanwaltschaft wegen Sachbeschädigung, Hausfriedensbruch und Körperverletzung eröffnet.20  f 

Im Folgenden wird sich diese Arbeit insbesondere mit den Personen Hermann Böning, Friedrich Jäger, 

Ludwig Streit und August Kramer beschäftigen, welche zusammen mit 19 anderen Personen laut 

Anklage „vorsätzlich andere körperlich mißhandelt [haben], wobei die Körperverletzungen mittels 

Messers, anderer gefährlicher Werkzeuge […] begangen wurden und in Tateinheit hiermit […] 

Gegenstände, welche zum öffentlichen Nutzen dienten, beschädigt und zerstört[wurden].“21  

Im Einzelnen wurde dem Stadtverordneten Ludwig Streit vorgeworfen, er habe Böning mehrmals von 

hinten mit einem Gürtel verletzt. Böning hingegen soll mehrfach mit einem Stuhl auf Friedrich Jäger 

eingeschlagen haben und Kramer soll das gleiche mit Friedrich Preuß, einem Gerber, gemacht haben, 

welchem durch den Angriff starke Verletzungen zugeführt wurden.22   

Am 14. Juli 1931 wurde der Termin für die Hauptverhandlung auf den 29. Juli 1931 festgelegt und alle 

23 Angeklagten sowie zehn Zeugen vorgeladen.23 Böning und Streit erhielten als die beiden 

Hauptverantwortlichen je eine Haftstrafe von 2 Monaten. Kramer wurde, gemeinsam mit neun 

anderen Angeklagten zu einer Geldstrafe von 50 RM und einer eventuellen Haftstrafe von zehn Tagen 

verurteilt. Alle drei haben zugegeben, dass sie mit Gegenständen auf andere Personen geschlagen 

haben, wobei auch alle darauf bestanden, dass sie dies nur zu ihrer eigenen Verteidigung taten. Das 

Gericht fand jedoch keinerlei Anhaltspunkte dafür, dass Notwehr gerechtfertigt gewesen wäre, auch 

                                                             
18 Vgl. ebd. S. 17-20: Sammlung von Dokumenten des Oberbürgermeisters vom 12. Mai 1931 zu der 
Rathausschlacht.  
19 Ebd. S. 39: Auszug aus dem Ratsprotokoll vom 21. Mai 1931. 
20 Vgl. ebd. S. 189-192: Anklage gegen Ludwig Streit und Genossen vom 11. Juli 1931.  
Ein Teil der Anklage ist im Anhang unter „f“ zu finden. 
21 GLA 270/936-938 Strafsache gegen Beteiligte der Rathausschlacht: S. 200.  
22 Vgl. ebd. S. 9 & S. 199 f. 
23 Vgl. ebd. S. 203. 
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wenn nicht eindeutig festgestellt werden konnte, welche Personen letztendlich die 

Auseinandersetzung ausgelöst haben. Im Urteil steht, dass „beide Parteien […] ihr Teil dazu 

beigetragen [haben], dass die Auseinandersetzungen in Tätlichkeiten ausarteten.“24 Jäger wurde von 

der Anklage freigesprochen.25   

In einem Berufungsverfahren vom 21. Januar 1932 wurden die Haftstrafen von Böning und Streit auf 

je einen Monat verkürzt. Das Gericht wies zudem die Berufung von Kramer ab und bekräftigte somit 

das Urteil vom 29. Juli des vorherigen Jahres.26 

 

Die Rathausschlacht im Spiegel der Presse 
Die Medien hatten schon immer durch die Art und Weise, wie Ereignisse präsentiert wurden, einen 

nicht zu unterschätzenden Einfluss darauf, wie etwas durch die allgemeine Öffentlichkeit 

wahrgenommen und bewertet wird. Beim Betrachten eines Ereignisses wie der Rathausschlacht, 

welches auch politisch eine sehr hohe Bedeutung hatte, wird dies besonders deutlich. Viele der großen 

Publikationen waren eng mit unterschiedlichen Parteien verknüpft und haben daher Ereignisse, wie 

die Rathausschlacht unter anderem durch gezieltes Auslassen bestimmter Informationen so gelenkt, 

dass die Darstellung der Geschehnisse den politischen Zielen der Parteien und Zeitungen entsprach. 

Der „Volksfreund“ zum Beispiel, konnte schon fast als Instrument der SPD bezeichnet werden, 

während sich die Zeitschrift  „Der Führer“ auf der Titelseite seiner Ausgaben bis 1933 als das „Badische 

Kampfblatt für Nationalsozialistische Politik und deutsche Kultur“ bezeichnet und den prominenten 

NSDAP Politiker Robert Wagner als Herausgeber angab.27  

Betrachtet man diese Tatsachen, liegt es nahe, dass die Berichterstattung der verschiedenen Zeitungen 

auch mit politischen Zielen versehen war und so im Vergleich starke Unterschiede aufwiesen. 

Vorteilhaft ist in diesem Fall zudem, dass es sich bei der Rathausschlacht um ein Ereignis handelt, 

welches im Jahre 1931, also vor der Machtübernahme Hitlers und der damit verbundenen 

                                                             
24 Ebd. S. 386. 
25 Vgl. ebd. S. 375 f. 
26 Vgl. ebd. 399 f. 
27 Beispielsweise zu sehen auf dem Titelblatt der Zeitung vom 27. Mai 1931, weitere Informationen: Institut für 
Zeitungswissenschaft an der Universität Berlin, „Handbuch der deutschen Tagespresse“, Leipzig und Frankfurt 
am Main 1937, S. 6.  

Anmerkung: Robert Wagner (*13. Oktober 1895; ✝ 14. August 1946) war ein Politiker der NSDAP. Während 
seines Lebens wichtiger Funktionär der Partei und sogar schon 1923 am Hitlerputsch beteiligt. Später war er 
unter anderem MdR und Gauleiter in Baden. 
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Gleichschaltung der Presse stattfand. Zu diesem Zeitpunkt war die sehr pluralistische 

Zeitungslandschaft der Weimarer Republik noch intakt und bot folglich viel Material.28 

 

Volksfreund 
Der „Volksfreund“ war die größte sozialdemokratische Zeitung in Baden. Der „Volksfreund“ hatte ab 

dem Jahre 1899 bis zu seinem Verbot am 16. Februar 1933 seinen Standort in der Karlsruher Innenstadt 

und erschien sechsmal pro Woche.29 Im Gegensatz zu der Mehrzahl anderer Zeitungen, weigerte sich 

die Redaktion bis zu deren Verbot, sich der nationalsozialistischen Ideologie in irgendeiner Form 

anzupassen. Es ist also einleuchtend, dass der „Volkfreund“ sogar vor der Machtübernahme Hitlers mit 

Verboten durch das Innenministerium des Reiches, gegen den Willen der Landesregierung, zu kämpfen 

hatte. 30g Endgültig geschlossen wurde der „Volksfreund“ am 10. März 1933, der Tag an dem auch die 

badische Landesregierung ihren Rücktritt ankündigte und am folgenden Tag durch eine von  dem 

prominenten Nationalsozialisten Robert Wagner ernannte Regierung ersetzt wurde.31 An diesem Tag 

wurden die Räumlichkeiten des „Volksfreund“ in der heutigen Waldstraße besetzt und der 

Chefredakteur Sally Grünbaum durch die Nationalsozialisten in Schutzhaft genommen, wo er bis Mai 

desselben Jahres verblieb. Am 16. Mai 1933 wurde er gemeinsam mit sechs anderen prominenten 

Sozialdemokraten, unter ihnen der ehemalige badische Innenminister Adam Remmele und Ludwig 

Marum, einem ehemaligen Reichstagsageordneten, auf einer Schaufahrt durch die Karlsruher 

Innenstadt gedemütigt und anschließend in das nahegelegene Konzentrationslager Kislau gebracht 

wurde.32h  

Der „Volksfreund“ betitelte seinen Bericht zu der Karlsruher Rathausschlacht mit der Überschrift „Das 

Rathaus als Nazikaschemme“ und schrieb gleich zu Beginn „Die Nazis als Angreifer – Wann endlich 

                                                             
28 Mehr Information zur badischen Presselandschaft in Dussel, Konrad: „Die Nazifizierung der deutschen Presse 
– Eine Fallstudie am Beispiel der Presse Badens 1932 bis 1944“ im Baden-Württembergischen Onlinearchiv, 
abgerufen am 16. Juni 2017 unter:  www.boa-
bw.de/jspview/downloads/frei/bsz469296682/0/ZGO_161_2013_pp.427-456 auf den Seiten 427-456. 
29 Vgl. Mallinckrodt, Rebekka von: “Präsidialkabinett” Deutschen Historisches Museum, abgerufen am 26. 
Februar 2017 unter www.dhm.de/lemo/kapitel/weimarer-republik/innenpolitik/praesidialkabinette. 
Vgl. auch Stadtjugendausschuss Karlsruhe: „Zeitungen während der NS-Zeit“, abgerufen am 26. Mai 2017 
unter:  www.ns-in-ka.de/de/startseite/themen/alltagsleben/kultur-im-nationalsozialismus/zeitung. 
30 Ein Beispiel eines solchen Verbotes ist im Anhang unter „g“ zu finden. 
31 Vgl. Kommission „Geschichte der Landesministerien in Baden und Württemberg in der Zeit des 
Nationalsozialismus“, abgerufen am 26. Mai 2017 unter www.ns-ministerien-bw.de/ns-
ministerien/baden/chronik-1933-1945.  
32 Vgl. Holbein, Benedict: „Das ehemalige Verlagsgebäude des „Volksfreund““, Druckschrift Karlsruhe abgerufen 
am 12. Juni unter www.druckschrift-ka.de/das-ehemalig-verlagsgebaeude-des-volksfreund/. 
Mehr Informationen zu der Schaufahrt nach Kislau in dem Aufsatz „Von Karlsruhe nach Kislau: Die Schaufahrt 
ins Konzentrationslager am 16.5.1933“ von Monika Pohl zu finden in „Baden Württembergische 
Erinnerungsorte“ von Reinhold Weber auf S. 442-451. 
Ein Bild der Schaufahrt ist im Anhang unter „h“ zu finden. 
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erreicht die Geduld gegen diese Rüpel ihr Ende?“ 33 Diese Überschrift gab auch den Ton für den Rest 

des Artikels vor. Laut „Volksfreund“ wurde die Schlägerei durch einen „Nazi-Stadtrat, der durch freche 

Provokationen […], die Atmosphäre zu blutigen Auseinandersetzungen schuf“ ausgelöst. Bei dem 

„Nazi-Stadtrat“ handelt es sich, um den Stadtrat August Kramer, welcher in seiner Rede die 

Kommunistische Fraktion unter anderem durch Begriffe wie „Verbrechergesindel“ provoziert hat, 

woraufhin sich die Mitglieder der KPD erhoben und das Rednerpult stürmten. Danach, so der 

„Volksfreund“, verließen auch die Nationalsozialisten ihre Plätze um, mit ihren Gürtelriemen 

bewaffnet, Kramer zu beschützen. Aus diesem „Menschenknäuel“ entstand dann in kurzer Zeit eine 

blutige Schlägerei. Auffallend ist, wie sehr der Bericht über das Entstehen und den Verlauf der 

Schlägerei mit den Dokumenten der Stadt und der Gerichtsverhandlung übereinstimmt.34  

Zusätzlich äußert der „Volksfreund“ jedoch auch starke Kritik an den Nationalsozialisten durch die eine 

„sachliche Beratung der kommunalen Aufgaben“ unmöglich geworden war, und das Stattfinden 

Auseinandersetzung wie dieser praktisch nur eine Frage der Zeit geworden war. Dabei bezieht sich der 

„Volksfreund“ auf einen ähnlichen Vorfall in der vorherigen Bürgerausschusssitzung, in welcher eine 

Schlägerei angeblich noch geradeso durch das Einschreiten Dritter abgewandt werden konnte, 

nachdem ein anderer Nazi-Stadtrat in seinen Aussagen provoziert hatte.   

Jedoch kritisierte der „Volksfreund“ auch das Auftreten der Kommunisten, indem er ihnen vorwarf, 

wie die Nazis auf „Krachschlagen und blutige Auseinandersetzungen mit dem Gegner eingestellt“ zu 

sein. Zudem appelliert der „Volksfreund“ an die Wähler der Nationalsozialisten und „extremen 

Parteien“ sich von einer solchen Bürgerschaftsvertretung zu distanzieren und „rücksichtslos dagegen 

einzuschreiten“, wenn „die Herrschaften [die Nationalsozialisten und Kommunisten] ihre 

Kaschemmenmanieren auf die Straße, auf die Stätten der Öffentlichkeit und gar in die Parlamente 

tragen“. 35  

Klar wird beim Lesen des Artikels im „Volksfreund“, dass sich die Zeitschrift konstant darum bemühte, 

sich von den beiden radikalen und antidemokratischen Parteien zu distanzieren. Die eher 

kommunistisch geprägten Zeitungen der Region „Der Arbeiter“ und „Rote Fahne“ waren leider weder 

in der Badischen Landesbibliothek, noch in der Sammlung von Zeitungsartikeln zu der Rathausschlacht 

im Stadtarchiv vorhanden, weshalb sie in dieser Arbeit leider nicht berücksichtigt werden konnten.

  

 

                                                             
33 StadtAK 1/H-Reg 796 „Tumulte in Sitzungen hier Zeitungsartikel“: Der Volksfreund vom 12. Mai 1931, S. 1 
Titelblatt. 
34 Vgl. ebd. „Wie es zur Schlägerei kam“. 
35 Ebd. „Und die Wähler?“. 



 

 13 

 

Der Führer 
„Der Führer“ war das zentrale Presseorgan der NSDAP in Baden. Er erschien ab November 1927 

wöchentlich und später, ab Januar 1931, täglich.36 Nach 1933 wurde „Der Führer“ zum badischen 

Staatsanzeiger und war ab diesem Jahr, nach eigenen Angaben, die größte Tageszeitung in Baden. Im 

Jahre 1937 hatte er eine durchschnittliche Auflage von ca. 41.000, mit allen Nebenausgaben waren es 

sogar über 80.000.37  

Über die Rathausschlacht konnte „Der Führer“ erst am 22. Mai 1931, also über eine Woche nach dem 

eigentlichen Ereignis, berichten, da die Zeitschrift vom 8. bis einschließlich 21. Mai verboten war. 

Verbote dieser Art waren für die Zeitschrift nicht ungewöhnlich. In den Jahren 1931 und 1932 war „Der 

Führer“ insgesamt zwei Monate lang verboten, und die badische Regierung leitete insgesamt über 60 

Verfahren gegen Franz Moraller, dem Schriftleiter die Zeitung ein.38  

Mit der Überschrift „Tscheka Methoden im Bürgersaal“ begann die Berichterstattung des „Der Führer“ 

zu der Rathausschlacht auf Seite 9 des Blattes. In den ersten Abschnitten des Artikels ging es jedoch 

gar nicht um die Rathausschlacht selbst. Stattdessen beschäftigte sich die Zeitung zunächst mit dem 

zuvor erwähnten Verbot und angeblichen „dauernden Überfällen der Kommunisten“.39 Anschließend 

wollte sich „Der Führer“ als Gegenpol zu den anderen Publikationen präsentieren und die Ereignisse 

aus der eigenen und „korrekten“ Sicht präsentieren. Die Rede ist dabei von wiederholtem Beifall für 

den Nationalsozialistischen Redner August Kramer und schamlosem Verhalten der SPD, was den 

Verhandlungsgegenstand der Bürgersteuer anging.   

Angespannt wurde die Situation laut „Der Führer“ erst, als die Stadträte der KPD „Arbeitermörder“ 

riefen. Diese Behauptung wurde von „Der Führer“ durch „Zeugenaussagen einwandfrei festgestellt“, 

wobei diese Aussagen im Artikel nirgends belegt oder in anderen Zeitungen oder Berichten erwähnt 

wurden. In den Zeugenaussagen der Prozessakte gaben auch nur Stadträte der NSDAP an, dass die 

kommunistische Fraktion durch diesen Begriff August Kramer provoziert hat.40 Kramer erwiderte dies 

unter anderem damit, dass er die KPD als „Verbrechergesindel“ bezeichnete. Daraufhin stürzte sich 

Hermann Böning angeblich „wie ein Rasender“, gefolgt von den anderen kommunistischen Stadträten 

auf das Rednerpult,  bevor er durch „zuschlagen mit einem Stuhl das Signal gegeben hatte“ und der 

Saal nach den Darstellungen des „Der Führer“ von Kommunisten (auch von außerhalb des Saales) 

                                                             
36 Vgl. Bräunche, Ernst Otto (2015) „Der Führer“ Stadtlexikon Karlsruhe abgerufen am 26. Mai 2017 unter 
www.stadtlexikon.karlsruhe.de/index.php/De:Lexikon:ins-1164. 
37 Vgl. „Handbuch der deutschen Tagespresse“, S. 6. 
38 Vgl. „Der Führer“, Stadtlexikon Karlsruhe. 
39 „Der Führer“ 22. Mai 1931, S. 9. 
40 Vgl. GLA 270/936-938 Strafsache gegen die Beteiligten der Rathausschlacht: S. 81-84. 
Einige der Zeugen, wie zum Beispiel Dr. Hermann Franz auf Seite 88 der Akte oder Wilhelm Frey auf Seite 89, 
gaben sogar ausdrücklich an, dass sie von der Beleidigung „Arbeitermörder“ nichts mitbekommen haben. Beide 
dieser Personen waren als Zuschauer im Saal. 
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geradezu gestürmt wurde.  

Laut „Der Führer“ waren die Stadträte der NSDAP nicht an den Auseinandersetzungen beteiligt, 

sondern vielmehr mit der Verteidigung und Versorgung „eine[r] größere[n] Anzahl mehr oder weniger 

Verletzter“ beschäftigt.41  Verantwortlich ist nach Ansicht des „Der Führer“ ausschließlich die 

kommunistische Fraktion, was damit begründet wurde, dass „die Sitzreihe der Kommunisten 

vollständig von Stühlen entblößt waren“. Der Zustand der Reihen der NSDAP, oder das Verhalten 

einzelner Nationalsozialisten wurde nicht erwähnt.  

Im zweiten Teil des Artikels berichtete „Der Führer“ unter der Überschrift „Die Journaille“ über einen 

angeblichen „Hetzfeldzug“, welcher im Anschluss an die Rathausschlacht von sämtlichen anderen 

Zeitung gegen die nationalsozialistische Rathausfraktion orchestriert wurde. 42 Dabei konzentrierte 

sich diese Kritik zunächst auf den Zentrumsnahen „Badischen Beobachter“, welchem unterstellt 

wurde, „Hilfestellung zu leisten“. Das Zentrum habe zudem, laut „Der Führer“, einen unverdienten 

Nutzen durch den Erfolg der NSDAP und werde seine Strafe dafür noch erhalten. Die 

schwerwiegendsten Vorwürfe und Kritik richten sich jedoch gegen den SPD-nahen „Volksfreund“. „Der 

Führer“ unterstellte dem „Volksfreund“, dass er mit „brutalem Sadismus“ Angriffe gegen Mitglieder 

der NSDAP „zusammengeschwindelt“ habe.43  

  

 

Vergleich der Berichterstattung mit den Akten der Stadt 
Die Presselandschaft während der Weimarer Republik war äußert vielfältig und breit gefächert. So gab 

es im Jahre 1932 insgesamt über 4.700 Publikationen mit einer Gesamtauflage von bis zu 26. Mio. In 

Baden war die Gesamtzahl der Auflagen aller Publikationen (700.000) sogar deutlich größer, als die 

Gesamtzahl aller Haushalte (611.000). Ein Überschuss, wie er in keinem Teil der Republik existierte. 

Bemerkenswert ist auch, wie dezentral die Presse im Vergleich zu heute organisiert waren. So erschien 

zum Beispiel der zuvor erwähnte „Volksfreund“ tatsächlich nur in Karlsruhe, und die anderen größeren 

Städte der Region hatten ihre eigenen sozialdemokratischen Zeitungen, wie zum Beispiel die 

„Volksstimme“ aus Mannheim oder die „Volkswacht“ aus Freiburg, wobei das natürlich nicht bedeutet, 

dass die Zeitungen nicht trotzdem eng mit den unterschiedlichen Parteien zusammenhingen. 44  

 

Im Vergleich mit den offiziellen Berichten der Stadt, bei denen an dieser Stelle angenommen wird, dass 

sie, bezogen auf die Ereignisse, der Wahrheit entsprechen, fällt beim Betrachten der unterschiedlichen 

                                                             
41 „Der Führer“ 22. Mai 1931, S. 9. 
42 Vgl. ebd. 
43 Vgl. ebd. 
44 Vgl.  Dussel, Konrad: „Die Nazifizierung der deutschen Presse“ S. 434-436. 
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Tageszeitungen vor allem auf, dass sie relativ offensichtlich eine politische Agenda verfolgten.   

Diese Beobachtung ist auch sehr einleuchtend, wenn man berücksichtigt, dass viele der Zeitungen 

einzelnen Parteien sehr nahe standen. Bemerkenswert ist jedoch, dass die beiden Zeitungen, welche 

in dieser Arbeit betrachtet wurden dabei recht unterschiedliche Methoden hatten. Während die 

Darstellung des „Volksfreund“ in Bezug auf den Auslöser und den Verlauf der Schlacht mit dem Bericht 

der Stadt relativ gut übereinstimmt, setzt „Der Führer“ teilweise auf eine Verzerrung der Tatsachen. 

Beispielsweise die Beleidigung „Arbeitermörder“, welche laut „Der Führer“ angeblich von der 

Kommunistischen Fraktion gerufen wurde, lässt sich, wie schon erwähnt, weder in einer anderen 

Zeitschrift, noch im Bericht der Stadt oder Zeugenaussagen wiederfinden.45  

Eine Gemeinsamkeit beider Zeitungen ist jedoch ihr Umgang mit Wörtern. Sowohl „Der Führer“, als 

auch der „Volksfreund“ lassen in ihren Berichten häufig den Mantel der Sachlichkeit fallen, und 

bedienen sich an wertenden Ausdrücken wie „feigen Präriehunde“, „Bürgerbreimänner“, 

„lausbubenhaft“ oder „Raufbolde“, wodurch das Gefühl einer objektiven Berichterstattung komplett 

verloren geht.46  

 

Beteiligte Personen 
Von den insgesamt 23 Personen, welche sich nach der Rathausschlacht für ihre Handlungen vor Gericht 

verantworten mussten sollen im Folgenden drei dieser Personen entweder wegen ihrer besonders 

aktiven Beteiligung an der Auseinandersetzung oder ihrer besonders wichtigen politischen Ämter 

genauer betrachtet werden. 

 

Hermann Böning 
Hermann Böning war Mitglied der KPD, nahm im Laufe seines Lebens zahlreiche wichtige politische 

Ämter in der Region ein und war einer der prominentesten Vertreter der Karlsruher Kommunisten, - 

eine Tatsache, welche ihm später vermutlich auch sein Leben kostete.  

 Böning wurde am 18. Mai 1894 in eine konfessionslose Handwerkerfamilie in Heidelberg geboren. 

Nach der Schule absolvierte er  von 1908 bis 1911 eine Ausbildung zum Schlosser, bevor er 1920 der 

Kommunistischen Partei beitrat. Ab 1923 war er, zunächst in Heidelberg, Mitglied des Stadtrates, 

wobei er sein Mandat bereits 1924 aufgrund einer Haftstrafe wegen des Organisierens einer 

verbotenen Versammlung wieder verlor. Wenige Jahre danach, im Jahre 1929, gewann Hermann 

                                                             
45 Vgl. „Der Führer“, 22. Mai 1931, S. 9. 
46 Begriffe aus: „Der Führer“, 22.Mai 1931, S. 9 & „Volksfreund“, 12. Mai 1931, S. 1., Titelblatt. 
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Böning für den Wahlkreis Heidelberg ein Mandat im badischen Landtag und zog daraufhin in die 

Augartenstraße 46 in der heutigen Karlsruher Südstadt. In der Stadtratswahl vom 8. Dezember 1930 

erhielt er zudem ein Mandat für den Karlsruher Stadtrat.47  

Seine weitere kommunalpolitische Karriere zeichnete sich vor allem durch Verstöße gegen 

unterschiedlichste Auflagen, Verordnungen und Verbote aus. Beispielsweise wurde Böning am Abend 

des 25. Februars 1931 nach einer kommunistischen Veranstaltung in der Festhalle festgenommen. Er 

hatte, trotz Demonstrationsverbotes, mehrere unangemeldete Versammlungen in der Karlsruher 

Altstadt veranstaltet.48 Ein ähnlicher Vorfall ereignete sich nur wenige Monate später, als Böning am 

8. Juli 1931, wieder in der Karlsruher Altstadt, aufgrund einer verbotenen Versammlung 

festgenommen, und dieses Mal per Schnellverfahren und unter starkem Polizeiaufgebot sogar zu einer 

Haftstrafe von vier Monaten verurteilt wurde.49  

Auch im Rahmen seiner politischen Ämter fiel Böning mehrfach auf. So bezeichnete er die badische 

Landesregierung in der Stadtratssitzung vom 17. Mai 1931 als „verbrecherisch“ und nannte das 

Notgesetz, über welches beraten wurde, das „Schandgesetz der badischen Regierung“.50 Ihren 

Höhepunkt erreichten diese Vorfälle jedoch wohl in der Karlsruher Rathausschlacht am 11. Mai 1931, 

in welcher Böning, als Hauptverantwortlicher auf der Seite der KPD, zu einer Haftstrafe verurteilt 

wurde.   

Im Januar 1932 wurde schließlich durch die Stadt ein Disziplinarverfahren gegen Böning wegen seiner 

Beteiligung an der Rathausschlacht eröffnet, welches für Böning unter anderem den Verlust seines 

Mandates zur Folge hätte haben können. Zu diesem Zeitpunkt befand sich Böning in Haft, da er bereits 

drei Mal wegen den oben genannten Vorfällen zu unterschiedlich langen Haftstrafen verurteilt worden 

war.51 In einer mündlichen Verhandlung am 11. Februar 1932 im Bezirksamt beschloss der 

Landeskommissar, dass Böning „wegen seines Verhaltens, durch das er in- und außerhalb seines Amtes 

die Dienstpflichten als Stadtrat gröblich verletzt hat, […] seines Amtes als Stadtrat der 

Landeshauptstadt Karlsruhe enthoben [wird]“52 Diese Entscheidung wurde am 19. März 1932 mit 

                                                             
47 Vgl. StadtAK 1/POA2 815: Personalsache Böning, Hermann: Ergebnisse der Stadtratswahl vom 8 Dezember 
1930 in Karlsruhe. 
48 Vgl. ebd. Zeitungsausschnitt aus dem Badischen Beobachter vom 26. Februar 1931. 
49 Vgl.  ebd. Zeitungsausschnitt aus dem „Badischen Beobachter“ vom 11. Juli 1931. 
50 Ebd. Schreiben an den Landeskommissar vom 20. Juli 1931. 
51 Vgl. ebd. Schreiben des Landeskommissars vom 2. Februar 1932 an das Bürgermeisteramt Karlsruhe zum 
Dienstverfahren gegen Stadtrat Böning in Karlsruhe. Obwohl das Schreiben erst am 3. Februar im 
Bürgermeisteramt eingegangen war, fiel die Entscheidung über die Eröffnung eines Disziplinarverfahrens gegen 
Hermann Böning bereit im Januar 1932 durch eine „staatliche Aufsichtsbehörde“, worauf der Stadtrat keinen 
Einfluss hatte. In einem Antrag an den Karlsruher Bürgerausschuss vom 15. Januar 1932, wurde dem Stadtrat 
dennoch vorgeworfen, er wolle einen „ihm unbequemen Kritiker entfernen“. Dieser Antrag ist auch in der 
genannten Akte einsehbar. 
52 Ebd. „Entschließung des Dienststrafverfahrens gegen Stadtrat Hermann Böning in Karlsruhe vom 11. Februar 
1932“. 
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Ablauf der Rechtsmittelfrist rechtskräftig.53  

Nach dem Reichstagsbrand am 28. Februar 1933 wanderte Böning im März desselben Jahres, aufgrund 

der zunehmend gefährlichen Situation für Kommunisten in Deutschland, in die Schweiz aus. Dies 

bedeutete jedoch nicht das Ende seiner politischen Tätigkeiten. Stattdessen begann Böning von der 

Schweiz aus den kommunistischen Widerstand und, für einige Zeit, auch Parteiarbeit in Baden zu 

koordinieren. Diese Tätigkeiten bestanden hauptsächlich aus dem Schmuggeln und Verteilen und 

Flugblättern in Nordbaden.   

Am 5. August 1933 wurde Böning in Ettlingen verhaftet, als  er seine Lebensgefährtin Maria Schnepf 

besuchen wollte. Am 2. Februar 1935 wurde er aufgrund seiner aus der Schweiz organisierten 

Tätigkeiten vom Oberlandesgericht in Karlsruhe wegen Vorbereitung zum Hochverrat zu einer 

Haftstrafe von sechs Jahren verurteilt, welche er zunächst in Bruchsal und später in Hohenasperg nahe 

Ludwigsburg absaß. Nur einen Monat vor seiner geplanten Entlassung, also am 2. Oktober 1939, kam 

Böning jedoch ums Leben. Laut offiziellen Akten starb Böning in einem Unfall verursacht durch 

technisches Versagen im Lastwagen der Haftanstalt an den Folgen eines Schädelbruches, wobei an der 

Glaubwürdigkeit der offiziellen Version ernsthafte Zweifel bestehen.54 i 

 

August Kramer  
August Kramer war Politiker der NSDAP in Baden. Er wurde am 19. Oktober 1900 als Sohn eines 

Lithografen in eine evangelische Familie in Lahr geboren. Von 1907 bis 1915 besuchte er die örtliche 

Volksschule und machte anschließend bis 1918 sein Vorseminar bevor er in Heidelberg bis 1921 sein 

Lehrerseminar absolvierte und anschließend, ab Ostern 1921 bis Anfang 1922, im badischen Kultus- 

und Unterrichtsministerium arbeitete.  

In diesem Jahr trat er zudem der NSDAP bei. Unmittelbar nach seiner Tätigkeit im Kultusministerium 

trat Kramer eine Stelle im Schuldienst an. Im Juli 1923 musste er seine Tätigkeit bereits unterbrechen, 

da er wegen eines Vergehens „gegen das Gesetz zum Schutz der Republik“ zu einer Haftstrafe von 

einem Monat verurteilt worden war.55 Direkt nach seiner Entlassung aus der Haft wurde Kramer, 

wegen der Mitgliedschaft in der verbotenen NSDAP, aus dem Schuldienst entlassen.  

Seine politische Karriere begann ab dem Jahre 1927, als Kramer in Baden zum Gaugeschäftsführer der 

                                                             
53 Vgl. Ebd. Schreiben des Oberbürgermeisters vom 24. März 1932. 
54 Vgl. Initiative Heidelberger Stolpersteine: „Hermann Böning“ abgerufen am 7. Juni 2017 unter 
www.stolpersteine-heidelberg.de/hermann-boening. 
Ein Bild von Hermann Böning ist im Anhang unter „i“ zu finden. 
55 Vgl. Münchener DigitalisierungsZentrum und Bayerische Staatsbibliothek „Reichtstags-Handbuch – IX. 
Wahlperiode 1933“ abgerufen am 7. Juni 2017 unter www.daten.digitale-
sammlungen.de/~db/bsb00000009/images/index.html?nativeno=237. 



 

 18 

 

NSDAP wurde. So zählte er zum engen Kreis von Robert Wagner und spielte somit auch eine zentrale 

Rolle bei der Strukturierung und dem Aufbau der NSDAP in Baden, nachdem das Verbot der Partei 

1925 wieder aufgehoben worden war. Politische Ämter bekleidete August Kramer jedoch erst ab 1930, 

als er zum Gaupropagandaleiter ernannt wurde. Durch diese Position war es Kramer möglich, in ganz 

Baden hunderte Parteiveranstaltungen zu besuchen, und so zu einem prominenten Gesicht der 

badischen Nationalsozialisten zu werden.56  Am 8. Dezember, also in der gleichen Wahl wie Hermann 

Böning, wurde er in den Karlsruher Stadtrat gewählt. Kramer soll zudem maßgeblich an der bekannten 

Schaufahrt und Überführung von sieben Sozialdemokraten nach Kislau mitgewirkt haben.57 

In seiner Rolle als Stadtrat wurde er häufig als Auslöser der Rathausschlacht betrachtet, auch wenn er 

nicht so aktiv beteiligt war, wie manch andere Stadträte. Laut des Protokolls der Sitzung provozierte 

er während seines Redebeitrags durch einige Bemerkungen die kommunistische Fraktion, was zu der 

ohnehin schon angespannten Stimmung beitrug.  Aufgrund seines Verhaltens in der Rathausschlacht, 

sowie seiner vorherigen Haftstrafe wurde auch gegen Kramer ein Dienststrafverfahren eröffnet, 

welches am 11. Juni 1932 in einer mündlichen Verhandlung mit einem Verweis und einer Geldstrafe 

von 200 RM endete.58 Nach 1933 bekleidete Kramer, trotz seiner aktiven und entscheidenden Rolle 

für die Nationalsozialsten in Baden nur noch Parteiinterne Ämter, wie zum Beispiel das Amt des 

Gauorganisationsleiters.59  

Im Jahr 1949 wurde ein Entnazifizierungsverfahren gegen Kramer eröffnet, wobei das Verfahren aus 

Gründen, welche sich aus den vorhandenen Akten nicht erschlossen haben, in den 

Zuständigkeitsbereich des Regierungspräsidiums Freiburg fiel. 60j   

Am 22. September 1979 starb August Kramer in Bad Rippoldsau-Schapbach.61 k  

 

                                                             
56 Vgl. Roser, Hubert (2002) August Kramer: in: Ottnad, Bernd & Sepaintner, Fred L. (2002):  „Baden-
Württembergische Biographien Band III“: Stuttgart: W. Kohlhammer Verlag Stuttgart, S. 207 f. 
57 Vgl. StadtAK 1/POA2 902: Personalsache Kramer, August: Schreiben des Untersuchungsausschusses in 
Freiburg an die Stadtverwaltung Karlsruhe zum politischen Säuberungsverfahren gegen August Kramer vom 24. 
März 1949. Das Schreiben ist im Anhang unter „j“ zu finden. 
58 Vgl. ebd. Gründe für die Entschließung des Dienststrafverfahrens gegen August Kramer vom 23. Juni  1932. 
59 Vgl. „Baden Württembergische Biographien Band III“: August Kramer, S. 207 f. 
Kramers Rolle in der NSDAP nach 1933 fällt im Vergleich zu anderen Nationalsozialisten, welche sich ähnlich 
früh und aktiv für die NSDAP eingesetzt haben, und dafür nach der Machtübernahme teilweise sehr wichtige 
politische Ämter einnahmen, stark aus der Reihe. In dem oben genannten Buch wird als Begründung dafür, 
dass Kramer ab 1933 keine politischen Ämter mehr bekleidete, ein eventuelles Missverhältnis zwischen Kramer 
und Gauleiter Wagner herangezogen. 
60 Das Spruchkammerverfahren von Kramer hat das Aktenzeichen 226.671.  
61 Vgl. „Baden-Württembergische Biographien Band III“: August Kramer, S. 207. 
Ein Bild von August Kramer ist im Anhang unter „k“ zu finden. 
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Adolf Friedrich „Fritz“ Jäger  
Adolf Friedrich Jäger war einer der wichtigsten Politiker der NSDAP auf kommunaler Ebene in 

Karlsruhe. Geboren wurde er am 25. Juli 1873 in Emmendingen in eine evangelische Familie.62 Er 

genoss eine hohe Bildung und absolvierte, nachdem er die höhere Bürgerschule in Emmendingen 

besucht hatte, eine Ausbildung zum Aktuar und Amtsrevidenten. Das ermöglichte ihm schon sehr früh, 

ab 1888, im öffentlichen Dienst für unterschiedliche Behörden tätig zu sein. Ab 1903 war Jäger 

schließlich in der Verwaltung der Stadt Karlsruhe beschäftigt, wo er zunächst eine große Zahl an 

unterschiedlichen Positionen in der Verwaltung übernahm. Im Jahr 1928 wurde er schließlich zum 

Direktor der Stadthauptkasse ernannt. Dadurch konnte er auch schon 1929, bevor er der Partei 

überhaupt beigetreten war, Ämter innerhalb der NSDAP in Karlsruhe bekleiden. In der Stadtratswahl 

vom 8. Dezember 1930 zog Jäger für die NSDAP in den Stadtrat ein und wurde unmittelbar danach 

Fraktionsvorsitzender der Nationalsozialisten. Seine Beteiligung an der Rathausschlacht ist unklar und 

umstritten. Nachweisbar ist jedoch, dass Jäger sich auf jeden Fall zum Zeitpunkt der 

Auseinandersetzungen im Rathaus aufgehalten und schwere Verletzungen erlitten hatte.63  

Ab dem 4. Mai 1933 war Jäger Oberbürgermeister in Karlsruhe. In einem Schreiben des 

Landeskommissars vom 6. Mai 1933 heißt es, dass „[…] die Amtsbefugnisse des Oberbürgermeisters 

[bisher Dr. Julius Fintner] dem Herrn Stadtrat und Stadtkassendirektor Jäger in Karlsruhe […] 

kommissarisch übertragen [werden]“. 64 Damit wurde der bisherige Bürgermeister, Dr. Julius Fintner, 

durch die Nationalsozialisten im Rahmen der Gleichschaltung zwangsabgelöst. Jäger blieb bis 1938 im 

Amt, bevor er Altersbedingt zurücktreten musste und durch den Nationalsozialisten Oskar Hüssy 

ersetzt wurde.  

Nach Ende des Krieges wurde Jäger von der Zentral-Spruchkammer für Nordbaden in Karlsruhe 

aufgrund seiner Tätigkeiten als Stadtrat und Oberbürgermeister am 12. März 1949 als Belasteter 

eingestuft. Laut Urteil sollten 10% seines Vermögens eingezogen werden. Außerdem sollten ihn einige 

der rechtlichen Konsequenzen, welche in Artikel 16 des Gesetzes zur Befreiung von 

Nationalsozialismus und Militarismus vom 5. März 1946 für Belastete vorgesehen waren, treffen.65l 

Begründet wurde die Entscheidung durch die führenden Stellungen, welche Jäger im Laufe seiner 

politischen Laufbahn bekleidete. Dadurch leistete er, laut Spruch, einen wesentlichen Beitrag zur 

Förderung, Stärkung und Erhaltung der Nationalsozialistischen Gewaltherrschaft. Zudem bestanden, 

aufgrund zahlreicher Stadtratsprotokolle keine Zweifel an seiner Überzeugung gegenüber der 

                                                             
62 Vgl. StadtAK 1/POA1 1425a: Personalsache Jäger, Adolf Friedrich – I. Aktenheft: Standesliste. 
63 Vgl. Strafsache gegen Beteiligte der Rathausschlacht S. 379 & 381 f. 
64 StadtAK 1 /POA1 1425b: Personalsache Jäger, Adolf Friedrich – II. Aktenheft: Einsetzung eines 
kommissarischen Oberbürgermeisters. 
65 Artikel 16 des Gesetzes ist im Anhang unter „l” zu finden.  
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Rassenlehre und Nationalsozialistischen Ideologie. Als separater Grund wurde zudem seine Beteiligung 

an der Karlsruher Rathausschlacht genannt.66  m   

Am 15. Juni 1949 legte Jäger Widerspruch gegen die Entscheidung der Spruchkammer vom 12. März 

1949 ein.67 Am 29. November 1950 wurde die Entscheidung vom 12. März wieder aufgehoben. Das 

Verfahren gegen Friedrich Jäger wurde eingestellt und die entstandenen Kosten durch die Staatskasse 

übernommen. Er erhielt, trotz Klage, bis zu seinem Tod am 30. März 1955 in Karlsruhe das Ruhegehalt, 

welches einem Stadtkassendirektor, und nicht das, welches einem Oberbürgermeister zustand. 68n 

 

Fazit 
Die Rathausschlacht kann grundsätzlich als stellvertretendes Ereignis für die gesellschaftlichen und 

politischen Spannungen in der Republik betrachtet werden. Während sich um diese Zeit herum die 

paramilitärischen Gruppen der Parteien (insbesondere der NSDAP und KPD) auf den Straßen 

bekriegten, so taten es gleichzeitig die demokratisch legitimierten Vertreter derselben Parteien in den 

Parlamenten der ersten wirklichen deutschen Demokratie.  

Dazu kann die Rathausschlacht aber auch stellvertretend für das Scheitern der Weimarer Republik sein.  

Die Weimarer Republik war in ihrem Kern,  insbesondere durch ihre Funktionsweise, zum Scheitern 

verurteilt. Nicht nur durch die scharf zu kritisierende Position des Reichspräsidenten, sondern auch 

durch die Art und Weise, wie die Parlamente zustande kamen, bei der durch eine reine Verhältniswahl, 

ein großer Wert auf eine gerechte und proportionale Vertretung gelegt wurde. Dadurch wurde 

radikalen antidemokratischen Parteien ein unglaublich einfacher Zugang zu den Volksvertretungen 

geöffnet, da es möglich war, mit nur 60.000 Stimmen (was ca. 0,14% aller Wahlberechtigten entsprach) 

einen Sitz im Reichstag zu bekommen. Unter dem System, in Kombination mit den politisch und 

wirtschaftlich turbulenten Jahren der Republik konnten radikale Parteien gedeihen und somit 

mehrheitsfähige Koalitionen aus demokratischen Kräften unmöglich machen. So wurde das Betreiben 

einer konstruktiven Politik stark erschwert bis unmöglich gemacht, was von antidemokratischen 

                                                             
66 Vgl. StadtAK 1 /POA1 1425b: Personalsache Jäger, Adolf Friedrich – II. Aktenheft: Spruch der Zentral-
Spruchkammer Nordbaden vom 12. März 1949 gegen Adolf Friedrich Jäger. Für das Entnazifizierungsverfahren 
von Jäger hat das Aktenzeichen 51/7/4953. 
Welche rechtlichen Konsequenzen aus Artikel 16 genau gemeint waren ist nicht eindeutig, da in dem Urteil nur 
auf eine Beilage verwiesen wird, welcher aber nicht beigeheftet ist. Ein Auszug aus dem Urteil ist im Anhang 
unter „m“ zu finden. 
67 Vgl. ebd. Schreiben der Berufungskammer Karlsruhe an Jäger vom 21. Juni 1949: „Berufungssache gegen den 
Oberbürgermeister Adolf Jäger”. 
68 Vgl. ebd. Spruch der Zentral-Berufungskammer-Nordbaden vom 29. November gegen Adolf Friedrich Jäger  
Vgl. Bräunche, Ernst Otto (2012): „Adolf Friedrich Jäger“ Stadtlexikon Karlsruhe, abgerufen am 12. Juni 2017 
unter www.stadtlexikon.karlsruhe.de/index.php/De:Lexikon:bio-0012. 
Ein Bild von Friedrich Jäger ist im Anhang unter „n“ zu finden. 
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Kräften wiederum als Scheitern der Demokratie angeprangert wurde und den Kreislauf so von vorne 

beginnen lies.69  

Dies wird auch in der Rathausschlacht sichtbar. Die radikalen Parteien, welche zwar keine Mehrheit 

darstellten, beeinträchtigten die Arbeit der demokratischen Institutionen und hatten so einen 

maßgeblichen Einfluss auf die allgemein politische Stimmung im Stadtrat aber auch in der 

Öffentlichkeit. 

Auch im großen Bild ist eine Auseinandersetzung, wie die Rathausschlacht in Karlsruhe es war, keine 

außergewöhnliche Besonderheit gewesen. Im selben Jahr und wieder in Baden gab es bereits einen 

ähnlichen Vorfall. Anfang November 1931 brach im Mannheimer Stadtrat eine gewaltvolle 

Auseinandersetzung aus, welche auch, ähnlich wie die Karlsruher Schlacht, politisch ausgeschöpft 

wurde.70 Es ist daher nicht komplett verkehrt, die Karlsruher Rathausschlacht weniger als 

„Wegbereiter“ für das Dritte Reich zu bezeichnen, sondern vielmehr als ein Symptom einer 

Demokratie, welche bereits zum Zeitpunkt der Rathausschlacht, einige Jahre vor der 

Machtübernahme, aufgrund ihrer Funktionsweise, vor allem aber wegen der politischen Umstände 

zum Scheitern verurteilt war. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                             
69 Vgl. Leicht, Johannes (2005): „Parteien, Wahl und Wahlrecht” Deutsches Historisches Museum, abgerufen 
am 14. Juni 2017 unter www.dhm.de/lemo/kapitel/weimarer-republik/innenpolitik/parteien-wahlen-und-
wahlrecht. 
70 Mehr Informationen zu der Schlacht in Mannheim sind in der Akte StadtAK 1/H-Reg 796: „Tumulte in 
Sitzungen hier: Zeitungsartikel“ auf den letzten Seiten zu finden. 
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Anmerkungen und Erläuterungen 
Hochgestellte Zahlen weisen auf die entsprechende Fußnote hin, welche immer auf derselben Seite zu 

finden ist. Buchstaben beziehen sich auf Dokumente, Bilder und sonstige Quellenauszüge, welche sich 

im Anhang befinden. Die Abkürzung „GLA“ in den Fußnoten und dem Quellenverzeichnis steht für das 

Generallandesarchiv Baden-Württemberg in Karlsruhe, die Abkürzung „StadtAK“ steht für das 

Stadtarchiv der Stadt Karlsruhe und die Abkürzung BLB für die Badische Landesbibliothek in Karlsruhe.  
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Anhang 

a Aus StadtAK 8/PBS iXIVg 40: Beschädigte Stühle nach der Rathausschlacht. 

 
 
b Aus „Tumulte in Sitzungen“ S. 17:  Entstandene Schäden.  

 
 

 

                                                             



 

 27 

 

                                                                                                                                                                                              
c Aus „Tumulte in Sitzungen” S. 47: Liste der Beteiligten.  
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d Aus „Tumulte in Sitzungen”: Schreiben des Bürgermeisteramts an Herrn Ludwig Streit vom 1. Juni 1931. 

 
 
 
e Aus „Tumulte in Sitzungen“ S. 178: Aktenvermerk zum Schreiben des Landeskommissars an Stadtrat Böning 
vom 16. Juni 1931. 
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f Aus „Tumulte in Sitzungen“ Anklage gegen Ludwig Streit und Genossen vom 11. Juli 1931. 
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g Aus StadtAK 8/Alben5 s15 : Verbot Volksfreund. 
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h Aus StadtAK 8/PBS oVI 363: Schaufahrt nach Kislau, 16. Mai 1933. 

 
 
 
i Von Initiative Heidelberger Stolpersteine: „Hermann Böning“, abgerufen am 15. Juni unter www.stolpersteine-
heidelberg.de/hermann-boening. 
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j Aus StadtAK 1/POA2 902: Schreiben des Untersuchungsausschusses in Freiburg an die Stadtverwaltung 
Karlsruhe zum politischen Säuberungsverfahren von August Kramer vom 24. März 1949. 
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k Aus GLA 231/2937: Fotographie MdL August Kramer, um 1933. 

 
 
 
l Auszug aus dem Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus. 
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m Aus „Personalsache Jäger, Adolf Friedrich – II. Aktenheft“ Urteil der Zentral-Spruchkammer Nordbaden vom 
12. März 1949 gegen Adolf Friedrich Jäger. 
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n Aus StadtAK 8/Alben005 13: Porträt Adolf Friedrich Jäger, Januar 1933. 

 
 
 


